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KannFüllinsdorfdiesenNeubaustemmen?
Die Referendumsabstimmung über die neue Schulanlage Schönthal vom 7.Märzwird vonNebengeräuschen begleitet.

Simon Tschopp

Beim Neubau der Schulanlage
Schönthal in Füllinsdorf geht es
nicht nur um den Kredit von
21,5 Millionen Franken (siehe
Box), sondern auch um ein Ge-
plänkel zwischendemReferen-
dumskomitee und dem Ge-
meinderat. Dieser hat bereits
letztes Jahr Inserate des Komi-
tees fürs Amtsblatt, dem offi-
ziellen Publikationsorgan der
Gemeinde, abgelehnt. EineBe-
schwerde dagegen wurde vom
Regierungsrat abgewiesen.

Hängige
Stimmrechtsbeschwerde
Nun ist eine Stimmrechtsbe-
schwerde eines Mitglieds des
Referendumskomitees hängig,
demdieFüllinsdörferExekutive
ebenfalls Inserate verweigert
hat. Dazu sagt Gemeindepräsi-
dentinCatherineMüller: «Es ist
ein laufendes Verfahren, des-
halb kann ich keine Stellung
nehmen.» Sie behandelten alle
gleich. Die Informationen zur
Abstimmungsollenobjektivund
nachvollziehbar sein.

DennochdurftedasPro-Ko-
mitee, das sich für den Kredit
ausspricht, imneustenAmtsblatt
einen Faktencheck publizieren,
in welchem es zwei Aussagen
des gegnerischen Komitees als
«falsch» bezeichnet. Diese Be-
urteilungen seien «nicht fanta-
siert» und in einem «gewissen

Rahmen», rechtfertigt Müller
die Veröffentlichung.

Dies ärgert Christoph Kei-
gel, der dasReferendumskomi-
tee präsidiert: «Es kann doch
nicht sein, dass das Pro-Komi-
tee im Amtsblatt Falsches be-
hauptendarf unddies ohneKor-
rektur vomGemeinderat durch-
gewunken wird, während man
unsere Inserate konsequent
zensiert.» Die Angaben zum
Schulraumbedarf stimmten
ebenso wenig wie die Beteue-
rungen, es gebe keine Steuer-
erhöhung. «Die Folgekosten

sind mindestens fünf Steuer-
prozente – auf 30 Jahrehinaus.»
DieKostenab2026würdenver-
schwiegen, der Finanzplan bis
2025 sei da gar noch nicht von
Bedeutung, soderPräsidentdes
Referendumskomitees.

Komiteeskritisierensich
gegenseitig
Keigels Kritik kann Christoph
Küntzel vomPro-Komiteenicht
verstehen.«InderPlanungwur-
dedasRaumprogrammmitVer-
treterinnen und Vertretern der
Schule erarbeitet. Es deckt da-

her deren Bedürfnisse vollum-
fänglich ab.» Hinsichtlich der
InvestitionskostenhabederGe-
meinderat mehrfach dargelegt,
dass das Vorhaben keine Erhö-
hung der Steuerbelastung nach
sich ziehe.

Das Referendumskomitee,
das seinerseits mit einem Fak-
tencheckmehrerenBehauptun-
gendes gegnerischenKomitees
widerspricht, zählt drei Punkte
für seinNein auf: Trotz 21,5Mil-
lionen erhält die Schule keinen
Mehrraum; der Schulstandort
im Dorf darf nicht ohne demo-

kratischenEntscheid gestrichen
werden; Füllinsdorf braucht
keineMehrzweckhallemit 600
Plätzen.

Dem setzt das Pro-Komitee
ebenfalls dreiGründeentgegen:
DieSchulemussmit zeitgemäs-
ser Infrastrukturneuausgerich-
tet werden; mit der Konzen-
tration auf einen Schulstand-
ort und dem Wegfall des alten
Schulhauses wird mitten im
Dorf Platz frei für eine andere
Nutzung; eine Zwei-Standort-
LösungmitBedarf anAltbausa-
nierungen kommt mittel- bis
langfristig teurer.

Christoph Keigel findet die
KampagnederBefürworter«ge-
fährlich», weil sie eine «Schule
mit Zukunft» verspreche, die
Schule aber nichtmehr bekom-
me. «Das ist verfänglich, das
Projekt so ist eine Mogelpa-
ckung», braucht er deutliche
Worte. Christoph Küntzel stört
die «Aggressivität» der Gegner.
EsgehenichtumLebenundTod,
sondernumeinevermutlichein-
malige Entwicklungschance für
die Gemeinde. «Dies kommt
mir beim Referendumskomitee
zuwenigzumAusdruck»,erklärt
Küntzel. Zum aufgeheizten Ab-
stimmungskampf meint Ge-
meindepräsidentin Catherine
Müller trocken:«WennHerrKei-
gel dabei ist,wird es immer sehr
vital,denngegenVeränderungen
kämpftessichprinzipiell leichter
als dafür.»

DassdasPro-Komiteedieselben
StandpunktevertrittwiederGe-
meinderat, liege inderNaturder
Sache, sagt Müller. Sie verneint
die Frage, ob es von der Exeku-
tive gelenkt werde. Auch fliesse
kein Geld von der Gemeinde in
den Abstimmungskampf. «Das
käme uns nie in den Sinn», be-
tont sie.

Über700Unterschriften
«sehreindrücklich»
Während die Ortsparteien der
SP und SVP die Ja-Parole zum
Neubauder Schulanlage Schön-
thal herausgegeben haben, hat
die FDP Stimmfreigabe be-
schlossen. Pikant: Sowohl Kei-
gel als auch die Gemeindeprä-
sidentin sind Mitglieder der
FDP Füllinsdorf, Müller ist zu-
demCo-Präsidentin.

Wie die Abstimmung aus-
gehenmag,dazuwagen sichdie
Kontrahentennicht aufdieÄste
hinaus. «Wir spüren grosse
Unterstützung», sagtChristoph
Keigel.ChristophKüntzel attes-
tiert, dass das Sammelergebnis
des Referendumskomitees mit
über 700 Unterschriften «sehr
eindrücklich» ist.

Sollte das Referendum an
derUrne erfolgreich sein, ist für
die Gemeindepräsidentin klar:
«Dann müssen wir wieder neu
über die Bücher. So rasch wer-
den wir den Platz- und Sanie-
rungsstau nicht beheben kön-
nen.»

So sollte der Schulhaus-Komplex mit Doppelturnhalle einst aussehen. Visualisierung: zvg

Darum geht es beim Urnengang
FaktenundZahlen Im Schönthal
in Füllinsdorf soll eine neue
Schulanlage für 21,5 Millionen
Franken realisiert werden. Ge-
plant sindRäume für drei Kinder-
gärten, die 1. und 2.Primarschul-
klassen inklusive Einführungs-
klasse samt Nebenräumen, die
Schulbibliothek sowie eineDop-
pelturnhalle und Aula. Im Unter-
geschoss befinden sich Garde-
roben, Duschen, WC-Anlagen,
Nebenräume und Archive. Der
Neubau beinhaltet zudem eine
Aussensportanlage für den
Schul- und Vereinssport.

DenKredit hatte dieGemein-
deversammlung im September

2020 mit 81 gegen 42 Stimmen
bei 9 Enthaltungen bewilligt. Da-
gegen kamdas Referendummit
717 gültigen Unterschriften zu-
stande; nötig gewesen wären
deren 279. Nun wird am 7.März
an der Urne abgestimmt. Gleich
nachder FertigstellungdesNeu-
baus sollen in einer zweiten Pha-
sedie bestehendenGebäude für
sechs Millionen Franken saniert
underweitert werden.Damitwird
die Schule auf den einen Stand-
ort Schönthal konzentriert; das
Areal, auf dem das Schulhaus
Dorf steht, wird frei und soll der
GemeindeEntwicklungsmöglich-
keiten bieten. (stz)

Abstimmungskampf: «Mogelpa-
ckung» oder «Schule mit Zu-
kunft»? Bild: Juri Junkov (15.2.21)

CoronakeinGrundfürUnterhalts-Kürzung
Beizermuss trotz Krise vollenUnterhalt für seine Tochter zahlen, urteilt das Kantonsgericht.

Es dürfte sich in der Region um
einen der ersten Gerichtsfälle
handeln, die sich mit den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der
Coronakrisebefassen:Der Inha-
ber eines Restaurants, der seit
Sommer 2019 von seiner Frau
getrennt lebt, forderte im ver-
gangenenMaibeimZivilkreisge-
richtBasellandWesteineReduk-
tion der monatlichen Unter-
haltszahlung von 1130 auf 266
FrankenzuGunstenderTochter.
Dies,weildieGastrobranchebe-
sonders von den Folgen desCo-
ronavirus betroffen sei. Die zu-

nächstbeantragteUnterstellung
der Tochter unter seine Obhut
wegen des geplanten Umzugs
der Frau nach Deutschland zog
derMannanderVerhandlung im
Juli zurück. Die Frau gab an je-
nem Termin bekannt, sie habe
denWohnsitz wieder in der Re-
gion, die Tochter in einer nahen
Kita angemeldet und sie sei ab
Septemberwieder berufstätig.

Das Zivilkreisgericht ent-
schied sich in der Folge für eine
Reduktion des Unterhaltsbei-
tragsaufmonatlich447Franken
für dieMonate Juni bis Oktober

2020. Dagegen erhob die Frau
Beschwerde. Diese ist nun in
zweiter InstanzvomKantonsge-
richtgutgeheissenworden.Dem
Ehemann sei es zumutbar, für
die Zeit von Juni bis Oktober
2020weiterhin den 2019 ange-
ordneten Betrag von 1130 Fran-
ken zu bezahlen, urteilt das Ge-
richt. Einnahmenausfälle durch
Corona könnten kompensiert
werden: durch die Kurzarbeits-
entschädigung von 3320 Fran-
kenproMonat,diederManner-
halten hat, die vom Kanton ge-
sprochene Soforthilfe von 7500

Franken und den Ausbau des
Take-away-Angebots.Auchkön-
ne der Beizer denVermieter um
eineMietzinsreduktion bitten.

ObderMannvonallenAbfe-
derungsmassnahmen profitie-
ren konnte, sei nicht bekannt,
hier aber auch nicht relevant,
heisst es im schriftlichen Urteil.
In wirtschaftlich engen Verhält-
nissen würden an die Ausnüt-
zungderErwerbskraftdesunter-
haltspflichtigen Elternteils ho-
he Anforderungen gestellt. Alle
möglichen Kompensationszah-
lungen sind anzurechnen. (haj)

HöhereSteuern,gleichzeitig
radikaleBudgetkürzungen
Zullwil Im Dezember hatte die
Zullwiler Gemeindeversamm-
lung das Budget abgelehnt.Das
Defizit von fast einerhalbenMil-
lionFrankenwolltendieStimm-
berechtigten nicht hinnehmen,
ebenso wenig eine Steuererhö-
hung von 128 auf 139 Prozent.

An der ausserordentlichen
Versammlung konnte der Ge-
meinderat jetzt die gleiche
Steuererhöhung doch noch
durchsetzen, wenn auch nur
knapp, mit 19 zu 17 Stimmen.
DasMinus fürs 2021hatte er auf
365000 Franken gesenkt, und
zwar mit radikalen Massnah-

men. «Wir haben Kürzungen
vorgenommen, auch solche, die
wehtun», sagteFinanzberaterin
Monika Probst. Darum gibt es
dieses Jahr kein Geld mehr für
den Banntag, für die Jungbür-
gerfeier, fürdieBundesfeier, für
die Seniorenausflüge, fürBasel-
land Tourismus Schwarbuben-
landunddasForumSchwarzbu-
benland.Unddie Zullwiler Ver-
eine erhalten keinenRappen.

Trotzdembleibt ein struktu-
relles Defizit für die kommen-
den Jahre absehbar. Eine Task
Force erarbeitet jetzt Sanie-
rungsvorschläge. (bz)


